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Anhörung zum Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
„Wirksamkeit der Mietpreisbremse erhöhen – kein Kahlschlag 
beim Schutz von Mieterinnen und Mietern“, Drucksache 17/1118

Sehr geehrte Damen und Herren,

Zu dem Antrag nehmen wir wie folgt Stellung:

Unser Vereinsgebiet umfasst die Städte Bochum und Hattingen. In 
beiden gilt die Mietpreisbremse nicht, so dass wir keine persönli-
chen Erfahrungen damit aus unserem Beratungsalltag haben. Wir 
können daher nur allgemein dazu Stellung nehmen.

Wir teilen die Auffassung, dass die Mietpreisbremse bisher keine 
Auswirkungen entfaltet hat. Wir sind der Ansicht, dass dies von 
der Anlage des Gesetzes her von vornherein auch gar nicht mög-
lich war.

§ 556 d BGB hat das Ziel, den Mietenanstieg in den Ballungszen-
tren zu begrenzen, legt die Verantwortung dafür aber nicht in die 
Hände von Behörden, sondern von Privatpersonen. Besonders 
problematisch daran ist, dass es sich um Privatpersonen handelt, 
die gerade eine neue Wohnung bezogen haben, und deshalb na-
turgegebener maßen kein besonderes Interesse daran haben, sich 
mit dem Vermieter sofort zu streiten.

§§ 556 e, f und g formulieren dabei so viele Ausnahmen von dem 
Grundsatz, dass die Neuvermietungsmieten nicht mehr als 10 % 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen darf, dass es für den 
Mieter nahezu unmöglich ist, seine Erfolgsaussichten so realistisch 
einzuschätzen, dass er im Zweifelsfalle auch das Risiko eines Pro-
zesses einzugehen bereit wäre. 
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So gilt die Mietpreisbremse nicht
- für Neubau Erstbezug,
- wenn die Wohnung modernisiert worden ist,
- wenn die Wohnung möbliert ist,
- wenn schon der Vormieter die höhere Miete gezahlt hat.

Bei diesem Problem kann auch die Rechtsberatung der Mietervereine bisher kaum weiter-
helfen, weil gesicherte Rechtsprechung beispielsweise über Fragen, wie umfassend eine 
Möblierung oder eine Modernisierung sein müssen, damit die Mietpreisbremse nicht gilt, 
noch gar nicht existiert.

Auch die von der möglicherweise 4. Großen Koalition vereinbarte Verschärfung heilt nur 
die Ausnahmeproblematik des § 556 e Abs. 1 (Vormiete). Alle anderen Probleme bleiben 
bestehen, insbesondere auch das, dass der Mieter bereits zu viel gezahlte Miete nicht zu-
rückerlangen kann, sondern lediglich ab den Zeitpunkt der qualifizierten Rüge seine Miet-
belastung senken kann. Es wären erheblich mehr Verschärfungen und insbesondere auch 
eine Ausweitung der Gebietskulisse erforderlich, um die Mietpreisbremse zu einem wirksa-
men Instrument gegen den Mietenanstieg zu machen. 

Das bedeutet nicht, dass die Mietpreisbremse wirkungslos ist und ersatzlos gestrichen 
werden kann. Insbesondere Wohnungsunternehmen, die nicht in erster Linie renditeorien-
tiert sind – z. B. genossenschaftliche und kommunale – halten sich zahlreichen Berichten 
zu Folge an die Vorschriften des § 556 d BGB. Es kann aber nicht Ziel einer vernünftigen 
Wohnungspolitik sein, gerade diese Unternehmen zu schwächen, während finanzmarktori-
entierte Unternehmen und private „Miethaie“ praktisch kein Risiko eingehen, wenn sie die 
Mietpreisbremse missachten.

Wir sind daher der Überzeugung, dass die Begrenzung des Mietenanstiegs ein ordnungs-
politisches Ziel sein muss und nicht – jedenfalls nicht ausschließlich – mit zivilrechtlichen 
Mitteln verfolgt werden sollte. Eine Verschärfung der Mietpreisbremse müsste flankiert 
werden durch eine Reform des § 5 WiStG (Mietpreisüberhöhung). Dieser ist durch Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs nahezu bedeutungslos geworden, weil der Nachweis, 
dass ein Vermieter die persönliche Notlage des Wohnungssuchenden gekannt und be-
wusst ausgenutzt hat, praktisch nicht zu führen ist.

Aus unserer Sicht müssten in § 5 Abs. 2 Satz 1 WiStG die Formulierung „infolge der Aus-
nutzung eines geringen Angebots an vergleichbaren Räumen“ gestrichen und „20 vom 
Hundert“ in „10 vom Hundert“ verändert werden, um Mietpreisüberhöhungen wirksam 
zu begegnen und die zivilrechtliche Mietpreisbremse ordnungspolitisch zu flankieren. Eine 
entsprechende Bundesratsinitiative des Landes NRW fänden wir wünschenswert und poli-
tisch geboten.

Mit freundlichen Grüßen

 
Aichard Hoffmann
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